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an die Bewirtschafter der Mittel des 
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für den DigitalPakt zuständigen Fachreferate 
in den Kultusministerien der Länder   
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HAUSANSCHRIFT Kapelle-Ufer 1, 10117 Berlin 

POSTANSCHRIFT 11055 Berlin 
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FAX +49 (0)30 18 57-8-5404 

BEARBEITET VON Herrn Strüder 

E-MAIL 323@bmbf.bund.de 

HOMEPAGE www.bmbf.de 
  

DATUM Berlin, 07.02.2020 
  

GZ 323-27643  
 (Bitte stets angeben) 

  
 

BETREFF Haushalts- und Wirtschaftsführung 2020 für den DigitalPakt Schule 2019-2024 
 hier: Bewirtschaftung der Einnahmen und Ausgaben des Sondervermögens „Digitale 

Infrastruktur“ Kapitel 6097/Titelgruppe 02 
BEZUG Bewirtschaftungsschreiben des BMF vom 07.01.2020 nebst Anhang und Anlagen 1-3 

ANLAGE A. Zuweisung an die Länder im HKR-Verfahren 
B. Schreiben zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 2019 für den DigitalPakt Schule 2019-

2024 vom 03.06.2019 
C. Quartalsmeldung 
D. Monatsmeldung 
E. Tabelle nebst Ausfüllhinweisen § 12 der Verwaltungsvereinbarung 
F. Tabelle nebst Ausfüllhinweisen § 18 der Verwaltungsvereinbarung 
G. Maßgabebeschluss des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
H. Gliederung für den Bericht nach Maßgabebeschluss des HHA 

 



 

 

SEITE 2  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ich nehme Bezug auf das Bewirtschaftungsschreiben des BMF vom 07.01.2020 nebst Anhang 

und drei Anlagen mit der Bitte um Beachtung und Weiterleitung an die Bewirtschafter der 

Mittel des Sondervermögens „Digitale Infrastruktur“. Diese Dokumente enthalten die 

Einzelheiten der Haushalts- und Wirtschaftsführung 2020.  

 

1. Rechtsgrundlagen 

Grundlagen der Haushalts- und Wirtschaftsführung sind das Gesetz zur Errichtung eines 

Sondervermögens „Digitale Infrastruktur“ (DIFG) und die Ansätze und Haushaltsstrukturen 

des Wirtschaftsplans 2020 sowie die Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bund und den 

Ländern über den DigitalPakt Schule 2019-2024 (im Weiteren VV). In diesem Sondervermögen 

stehen in Kapitel/Titel 6097/882 21 im Haushaltsjahr 2020 insgesamt 1.117.332.000,00 Euro zur 

Verfügung.  

 

2. Zuweisung 

Auf dieser Grundlage hat das BMF die Mittel für das Jahr 2020 für das Programm „DigitalPakt 

Schule“, das aus Titelgruppe 02 des Sondervermögens Digitale Infrastruktur zu finanzieren ist, 

im HKR-Verfahren dem BMBF zugewiesen. 

 

Anfang Januar 2020 wurden den Ländern die Ende 2019 durch Rückruf in die Rücklage 

gebuchten Mittel automatisch wieder zur Verfügung gestellt. Entsprechend der Anmeldung der 

Mittelbedarfe für 2020 durch die Länder gemäß §11 Abs. 4 VV weist das BMBF gemäß 

§ 11 Abs. 8 VV die Mittel für die Finanzhilfen für das Jahr 2020 im HKR-Verfahren 

bedarfsgerecht zu (siehe Anlage A – Zuweisung an die Länder im HKR-Verfahren). Nach 

Abschluss des Haushaltsverfahrens wurden länderseitig weitere Bedarfsmeldungen 

nachgemeldet, die ausnahmsweise und abweichend von dem in der Verwaltungsvereinbarung 

vorgesehenen Verfahren zur Mittelbedarfsplanung zuzüglich des nach dem in § 8 Abs. 3 VV 

vereinbarten Verteilschlüssel als Vorsorgeaufschlag 2020 berücksichtigt werden konnten. Ein 

Anspruch auf weitere Nachveranschlagungen nach Abschluss des jeweiligen 

Haushaltsverfahrens ergibt sich daraus nicht. 

 

Mittelabrufe sind nur bis zur Höhe der jeweiligen Zuweisung zulässig (siehe Anlage A – 

Zuweisung an die Länder im HKR-Verfahren). Bitte berücksichtigen Sie die entsprechenden 

Anteile für landesweite Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 2 VV und für länderübergreifende 

Investitionsmaßnahmen gemäß § 3 Abs. 3 i.V.m. § 8 Abs. 2 Nr. 2 VV. Nicht abgerufene Mittel 

sind dem BMBF am Jahresende zum Rückruf bereitzustellen. Sie werden der Rücklage des 

Sondervermögens zugeführt. Vor dem Rückruf erfolgt eine gesonderte Nachricht. 

 

Die Bewirtschaftung im HKR-Verfahren ist vom BMBF für bestimmte Bewirtschafter 

freigeschaltet. Sollten sich hier Änderungen bei Ihnen ergeben haben, setzen Sie sich bitte 

unverzüglich mit uns in Verbindung.  

 

 

 



 

 

SEITE 3 3. Meldungen und Berichte 

Für der Melde- und Berichtspflichten inkl. Beispiele und Ausfüllhilfen verweise ich auf unser 

Schreiben zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 2019 vom 03.06.2019 (Anlage B). 

 

a) 

Zum Zweck der Planung von Kassenmitteln der Bundeskasse sind Quartals- und 

Monatsmeldungen erforderlich. Das BMBF wird dem BMF diese Planungen gemäß der Anlagen 

des BMF-Schreibens mitteilen. Die Daten wird das BMBF aus den Planzahlen der Länder 

aggregieren. Ich bitte die Bewirtschafter daher darum, dem BMBF an 323@bmbf.bund.de  

 

(1) jeweils zum Ersten des mittleren Quartalsmonats für das Folgequartal mit dem 

Formular für die Quartalsmeldungen (Anlage C – Quartalsmeldung) alle 

voraussichtlichen Auszahlungen im Folgequartal zu melden.  

(2) jeweils zum Ersten jeden Monats für den Folgemonat mit dem Formular für die 

Monatsmeldung (Anlage D – Monatsmeldung) Zahlungen ab 10 Mio. Euro zu 

melden. Bitte beachten Sie, dass der Schwellenwert von 10 Mio. Euro auch dann 

erreicht wird, wenn er sich aus der Summe mehrere Teilbeträge ergibt.  

 

b) 

Die Verwaltungsvereinbarung sieht Meldungen zur Mittelplanung vor. Auch diese Meldungen 

erbitte ich an 323@bmbf. bund.de, nämlich  

 

(1) jeweils am Quartalsersten die Mittelplanung (Summe für geplante Bewilligungen 

und Summe für geplante Mittelabrufe) bis zum Jahresende, 

vgl. § 11 Abs. 4 Satz 1 VV; 

(2) gemäß § 11 Abs. 4 Satz 2 VV jeweils zum 31.03. (präzisiert zum 31.12.) eine 

Schätzung des Mittelbedarfs (Bewilligung und Abrufe) für das Folgejahr; 

(3) am 16.05.2022 Mittelplanungen für länderübergreifende Maßnahmen gemäß 

§ 11 Abs. 7 VV. 

 

c) 

Die Verwaltungsvereinbarung sieht vor, dass Übersichten über geprüfte 

Verwendungsnachweise gemäß § 12 Abs. 2 sowie Berichte gemäß § 18 Abs. 1 VV zu übersenden 

sind. Entsprechende Vorlagen und Ausfüllhinweise hat die von der Fach-AG eingesetzte 

Arbeitsgruppe Ende 2019 erarbeitet, die ich Ihnen übersende als Anlage E – Tabelle nebst 

Ausfüllhinweisen nach § 12 VV und Anlage F – Tabelle nebst Ausfüllhinweisen nach § 18 VV.  

 

d) 

Für die Berichterstattung an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 

gemäß § 18 Abs. 2 VV bitte ich um Zulieferung für die Berichtspunkte unter Ziffer 2 (3. und 5. 

Spiegelstrich) im Maßgabebeschluss vom 28.11.2018 (Anlage E - Maßgabebeschluss) anhand der 

von uns zur Verfügung gestellten Gliederung (Anlage F – Gliederung für Maßgabebeschluss) an 

323@bmbf.bund.de zum 15.02.2020, 15.08.2020 und 15.02.2021.  

 

 

 



 

 

SEITE 4 4. Kontakte 

Für Rückfragen zur Bewirtschaftung stehen im BMBF Frau Gudowski (Durchwahl -5167, 

Fachreferat), Frau Limbach (-2373, Haushaltsreferat) und Herr Vorbau (-3328, speziell HKR-

Verfahren) zur Verfügung. Für Rückfragen zur Verwaltungsvereinbarung stehen im BMBF Herr 

Ruhmann (-5285) und Herr Strüder (-5404) zur Verfügung.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Strüder 

(Oberregierungsrat) 

 

 

 

 

 

 


